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An den Herrn 
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Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die Leistung von 
Zuschüssen an die Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen sowie über die Ver- 
sicherungspflicht ihrer Mitglieder in der Sozial- 
versicherung 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages berbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister ider Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 131. Sitzung am 12. November 1954 
zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bun- 
desrates list in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Leistung von Zuschüssen an die Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen sowie über die Versicherungspflicht ihrer Mit- 
glieder in der Sozialversicherung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Soweit die nach dem 30. Juni 1948 fällig 
gewordenen oder fällig werdenden Leistun- 
gen aus solchen Versicherungsverhältnissen, 
die vor dem 1. Juli 1948 mit der Pensions- 
kasse Deutscher Eisenbahnen und Straßen- 
bahnen (Pensionskasse) begründet worden 
sind, durch das der Pensionskasse nach der 
Währungsum Stellung verbliebene Vermögen, 
dessen Erträge und durch die Beiträge und 
anderen Einnahmen aus diesen Versicherungs- 
verhältnissen nicht gedeckt sind, leisten die 
Länder und der Bund die erforderlichen Zu- 
schüsse an die Pensionskasse. Die Zuschüsse 
der Länder beschränken sich auf ihre vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an die Pensions- 
kasse geleisteten Zahlungen (Absatz 5). 

(2) Vermögens teile, die nach dem 8. Mai 
1945 der Pensionskasse unentgeltlich ent- 
zogen worden oder in anderer Weise fortge- 
fallen sind, gehören bei ihrer Rückerstattung 
oder ihrem Wiederaufleben zum verbliebe- 
nen Vermögen im Sinne von Absatz 1. 

(3) Die Pensionskasse hat ihre Ansprüche 
gegen die in § 14 des Umstellungsgesetzes be- 
zoichneten Rechtsträger sowie gegen das ehe- 
malige Land Preußen und das Unternehmen 
Reichsautobahnen auf den Bund zu über- 
tragen. 

(4) Ansprüche der Pensionskasse auf Zu- 
teilung von Ausgleichsforderungen und Ren- 
tenausgleichsforderungen sind nicht entstan- 


den; sind solche Forderungen im Schuldbuch 
eingetragen, so sind sie miit Wirkung vom 
Tage der Eintragung zu löschen. 

(5) Zahlungen, Tie der Pensionskasse vor 
'dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als Zinsen 
auf Ausgleichsforderungen und Rentenaus- 
gleicnsforderungen, aus dem Rückerwerb 
durch die Schuldner soldier Forderungen, als 
Tilgung der Sonderausgleichsforderung nach 
§ 2 der 45. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz sowie als vorräufige Kas- 
senhilfe der Länder und als Darlehn des Bun- 
des zugeflossen sind, verbleiben der Pensions- 
kasse und gelten als Zuschüsse nach Absatz 1. 

(6) Die Höhe der Bundeszuschüsse setzt der 
Bunidesminister der Finanzen nach Benehmen 
mit der Versicherungsaufsichtsbehörde fest. 


§ 2 

(1) Der Bundesminister der Finanzen be- 
stimmt im Benehmen mit dem Bundesrech- 
nungshof und der Versicherungsaufsichts- 
behörde, welche Nachweise die Pensionskasse 
über die Verwendung der Zuschüsse zu er- 
bringen hat. 

(2) Satzungsänderungen der Pensionskasse, 
die nach dem 15. Juni 1954 beschlossen wer- 
den, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit auch 
der Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen, soweit sie die Leistungen oder An- 
wartschaften, die Beiträge oder sonstigen Ein- 
nahmen aus den vor dem 1. Juli 1948 be- 
gründeten Versicherungsverhältnissen be- 
rühren. 


2 



§ 3 

(1) Für solche Beschäftigte eines an der 
Pensionskasse beteiligten Betriebes, die mit 
der Pensionskasse nach dem 30. Juni 1948 
erstmalig ein Versicherungsverhältnis begrün- 
det haben, wird die auf Grund der Bundes- 
ratsbeschlüsse vom 13. März 1913, 4. März 
1915 und 13. Januar 1916 ausgesprochene 
Versicherungsfreiheit lin den Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und Angestellten (Schrei- 
ben des Reichsamts des Innern vom 17. März 
1913 — II. 1221 — , 22. März 1915—9984/14 
2. Ang. — und 9. Februar 1916 — 11. 321 — 
an die Pensionskasse) mit Wirkung vom Ein- 
tritt der Versicherungsfreiheit aufgehoben. 
Soweit die in Satz 1 bezeichnete Versiche- 
rungsfreiheit auch die Versicherungsfreiheit 
in der Krankenversicherung (§14 Abs. 1 der 
Verordnung zur Durchführung der sozial- 
versicherungsrechtlichen Vorschriften der 
Zweiten Verordnung über die Vereinfachung 
des Lohnabzugs vom 15. Juni 1942 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 403 — ) und in der Arbeits- 
losenversicherung (§ 69 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung) zur Folge hat, wird die Versicherungs- 
freiheit in der Krankenversicherung und in 
der Arbeitslosenversicherung mit Inkraft- 
treten dieses Gesetzes aufgehoben. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Versiche- 
rungsfall bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
reits eingetreten ist. 

(3) Die Pensionskasse hat für ihre in Ab- 
satz 1 genannten Mitglieder vom Beginn der 
Versicherung bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Beiträge zu den gesetzlichen Renten- 
versicherungen nachzuentrichten, soweit diese 
Mitglieder während derselben Zeit nach so- 
zialversicherungsrechtlichen Vorschriften in 
einer gesetzlichen Rentenversicherung ver- 
sicherungspflichtig gewesen wären und soweit 
die Pensionskasse für sie innerhalb dieses 
Zeitraums in dem gleichen Versicherungs- 
zweig keine freiwilligen Beiträge geleistet hat. 
Die nachentrichteten sowie die für die Nach- 
entrichtung anzurechnenden freiwilligen Bei- 
träge der Pensionskasse gelten als rechtzeitig 
entrichtete Pflichtbeiträge. Bei ider Nachent- 
richtung steht der Pensionskasse ein Abzugs- 
recht nach § 1432 der Reichsversicherungs- 
ordnung oder § 183 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes nldit zu. Sind von einem Mit- 
glied für die Zeit nach dem Eintritt in die 
versicherungsfreie Beschäftigung freiwillige 


Beiträge entrichtet worden, so bleiben sie bei 
der Nachentrichtung der Pflichtbeiträge durch 
die Pensionskasse für die Berechnung der 
Leistungen neben den Pflichtbeiträgen auch 
insoweit wirksam, als sie auf den gleichen 
Zeitraum entfallen. § 1270 der Reichsver- 
sicherungsordnung findet insoweit keine An- 
wendung. 

(4) Die Absätze 1 und 3 finden auch auf 
Personen Anwendung, die vor dem 1. Juli 
1948 aus der Pensionskasse ausgeschieden 
sind und bei einem erneuten Eintritt nach 
dem 30. Juni 1948 die Anwartschaft auf Lei- 
stungen aus der Kasse auf Grund des frühe- 
ren Versicherungsverhältnisses nicht wieder- 
hergestellt haben. 

S 4 

Auf Personen, die nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ein Beschäftigungsverhältnis 
bei einem an der Pensionskasse beteiligten 
Betrieb eingehen, finden die in § 3 Abs. 1 
genannten Bundesratsbeschlüsse keine An- 
wendung. 

§ 3 

Die Pensionskasse hat ihre Satzung den 
Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen. Bis 
dahin kann die Versidierungsaufsichtsbehörde 
für solche Mitglieder der Pensionskasse, die 
unter § 3 Abs. 1 oder § 4 fallen, Beiträge 
und Leistungen abweichend von der bisheri- 
gen Satzung festsetzen. 

S 6 

Die Pensionskasse unterliegt für die Dauer 
der Gewährung von Bundeszuschüssen dem 
Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofes. Die 
Befugnisse der Behörden, die für die allge- 
meine Staatsaufsicht und die Versicherungs- 
aufsicht zuständig sind, bleiben unberührt. 

S 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

S 8 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
seine Verkündung folgenden zweiten Monats 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

In seiner 219. Sitzung am 18. Juni 1952 hat 
der Bundestag die Bundesregierung beauf- 
tragt, idem Bundestag eiinen Gesetzentwurf 
über die endgültige Regelung der Verhält- 
nisse der Pensionskasse vorzulegen und bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes sidier zu- 
stellen, daß die Pensionskasse auch inzwischen 
zahlungsfähig bleibt. Die Bundesregierung 
hat zugesagt, den Auftrag zu erfüllen (Bun- 
destagsdrucksache Nr. 3704 der 1. Wahl- 
periode). Die Pensionskasse ist demgemäß 
von Jahr zu Jahr aus Staatsmitteln unter- 
stützt worden. Nunmehr folgt der Gesetz- 
entwurf über idie endgültige Regelung. 

Die im Jahre 1888 gegründete Pensionskasse, 
der das Land Preußen im Jahre 1923 die 
Rechte einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts verliehen hat, ist eine Rentenversiche- 
rungsanstalt besonderer Art. Sie hat ihren 
Sitz in Köln. Ihr Geschäftsbetrieb beruht auf 
einer Satzung, deren Neufassung der Finanz- 
minister ides Landes Nordrhein- Westfalen im 
Einvernehmen mit idem Minister für Wirt- 
schaft und Verkehr desselben Landes unter 
dem 15. Juni 1954 genehmiigt hat. Die Pen- 
sionskasse versichert die im Verwaltungs- und 
Betriebsdienst tätigen Arbeitnehmer der an 
ihr beteiligten nichtbundeseigenen Bahnen. 
Die Arbeitnehmer der beteiligten Bahnen 
sind nach ihrem Arbelts vertrag in der Regel 
verpflichtet, der Pensionskasse beizutreten; 
durch ihre Mitgliedschaft in der Pensions- 
kasse sind sie dann auf Grund besonderer Be- 
stimmungen von der Sozialversicherungs- 
pflicht frei. Hierin liegt die Eigenart der Pen- 
sionskasse, die, ohne selbst Sozialversicherungs- 
träger zu sein, dennoch Ersatzfunktionen der 
sozialen Rentenversicherung ausübt. Die Ver- 
sicherungsleistungen der Pensionskasse be- 
stehen in Renten (Ruhegelder und Hinter- 
bliebenenrenten), die nach Berechnungsweise 
und Höhe den Pensionen des Beamtenrechts 
ähneln. Die Mittel hierfür werden durch 
Beiträge der versicherten Mitglieder und der 
beteiligten Betriebe aufgebracht. Aus den 
Beitragseinnahmen hat die Pensionskasse nach 
versicherungmathematischen Grundsätzen ein 
bestimmtes Vermögen zur Deckung künftiger 
Verbindlichkeiten anzusammeln. 

Fast alle Versicherungsunternehmen haben 
an ihren Deckungswerten aus der Zeit vor 
Mitte 1948 durch die Folgen des Krieges und 


die Währungsumstellung mehr oder weni- 
ger große Verluste erlitten. Ihre Verbindlich- 
keiten sind aber nach Maßgabe des Umstel- 
lungsverhältnisses bestehen geblieben. Hier- 
durch entstandene Deckungslücken schließt 
der Staat. Denjenigen Versicherungsunterneh- 
men, deren Verbindlichkeiten unter die Um- 
stellungsvorschriften für die Privatversiche- 
rung fallen, werden Ausgleichsforderungen 
gegen die Länder und gegebenenfalls Renten- 
ausgleichsforderungen gegen den Bund zuge- 
teilt. Die Sanierung der Sozialversicherungs- 
träger ist insbesondere durch das Sozialver- 
slcherunigsanpassungsgesetz eingeleitet worden. 

Kriegsfolgen und Währungsreform haben 
auch der Pensionskasse Deutscher Eisenbah- 
nen und Straßenbahnen die Deckungsmittel 
bis auf geringe Reste genommen. Für die Sa- 
nierung der Pensionskasse war zunächst die 
Frage zu klären, ob ihre Versicherungsver- 
hältnisse unter die Umstellungsvorschriften 
für die Privatversicherung fallen. In mehre- 
ren von Rentnern gegen die Pensionskasse 
angestrengten Prozessen hat der Bundes- 
geriditshof im Jahre 1951 entschieden, daß 
auf die Renten der Pensionskasse der § 23 
des Um Stellungsgesetzes (Sozialversi cherung, 
Umstellungsverhältnis 1:1) anzuwenden sei 
(BGHZ 4, Bd. S. 197). Für diese Entscheidung 
war ausschlaggebend, daß die Versicherungs- 
verhältnisse ider pensionskasse, obwohl privat- 
rechtlicher Natur, dennoch .Funktionen der 
Sozialversicherung ersatzweise erfüllen. Mit 
der Entscheidung des Bundesgerichtshofes ent- 
fiel die Möglichkeit, die Pensionskasse nach 
den Vorsdiriften über die Zuteilung vonAus- 
gleidisforderungen zu sanieren. Andererseits 
waren aber auch die Vorschriften für die 
Sozialversicherungsträger nicht anwendbar. 
Es ist daher notwendig, für die Sanierung der 
Pensionskasse eine Sonderregelung zu treffen. 

Für die durch die Pensionskasse betriebene 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung des 
beteiligten Bahnpersonals ist stets höchste 
Sicherheit gefordert worden. Die allgemeinen 
wirtschaftlichen Verhältnisse haben sich aber 
gegenüber der Zeit der Gründung der Pen- 
sionskasse erheblich geändert. Es ist heute 
kaum noch vertretbar, die Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung der beteiligten Ver- 
kehr sbediensteten auch in Zukunft einer Pen- 
sionskasse voll ZU überlassen, hinter der nur 
ein verhältnismäßig kleiner Kreis zumeast 
nicht sehr finanzstarker Verkehrsunterneh- 
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men steht. Der Gesetzentwurf sieht daher 
vor, daß neben der Sanierung des Altbestan- 
des der Pensionskasse der neue Bestand und 
der künftige Zugang in die Sozialversicherung 
überführt werden. Die Pensionskasse wird so- 
mit nach der Abwicklung des Altbestandes 
nur als Zusatzversicherungseinrichtung be- 
stebenblieiben können. 

Die Zuständigkeiit des Bundes ergibt sich aus 
dem Grundgesetz Artikel 73 Nr. 4 sowie Ar- 
tikel 74 Nr. 11, 12 und 23. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Abs. 1 bestimmt zunächst, welchen Finanz- 
bedarf der Pensionskasse die Öffentliche Hand 
decken soll. Die Deckung erfolgt durch Zu- 
schüsse des Bundes und der Länder. Daß der 
Bund eintritt, ist dadurch gerechtfertigt, daß 
er die Zuschüsse zu den Lasten der Sozial- 
versicherung trägt und die Ver sich er ungs Ver- 
hältnisse der Pensionskasse materiell der So- 
zialversicherung zuzurechnen sind. Die Zu- 
schüsse der Länder werden auf den Gesamt- 
betrag beschränkt, mit dem die Länder bis- 
her die Pensionskasse unterstützt haben. Die- 
ser Betrag stimmt tatsächlich mit dem Zu- 
schußbedarf der Pensionskasse etwa bis zum 
31. März 1950 überein. Bis dahin aber hat- 
ten die Länder die Zuschüsse zur Sozialver- 
sicherung zu tragen. 

Abs. 3 entspricht dem § 24 Abs. 8 des Um- 
stellungsgesetzes, wonach Versicherungsunter- 
nehmungen, die von einem Land durch Zu- 
teilung von Ausgleichsforderungen saniert 
werden, ihre Rechte aus Ansprüchen der in 
§ 14 des Umstellungsgesetzes bezeichneten 
Art auf dieses Land zu übertragen haben. 
Eine ähnliche Vorschrift ist auch hier gerecl.c- 
fertigt, da es in dieser Beziehung unerheblich 
ist, ob die Sanierung durch den Staat durch 
Ausgleichsforderungen oder wie hier durch 
Zuschüsse erfolgt. 

Abs. 4 und 5 bringen die bisher zur Sanie- 
rung der Pensionskasse getroffenen Maßnah- 
men in Übereinstimmung mit der in Abs. 1 
getroffenen Regelung. 

Zu § 2 

Abs. 2 knüpft das Inkrafttreten solcher Än- 
derungen der Satzung, die sich auf die Zu- 
schußverpflichtung des Bundes auswirken 
können, an die Zustimmung des Bundesmi- 


nisters der Finanzen. Unter dem 15. Juni 
1954 ist die neueste Fassimg der Satzung ge- 
nehmigt worden. 

Zu § 3 

Die Mitglieder der Pensionskasse sind ver- 
sicherungsfrei in der Rentenversicherung der 
Angestellten auf Grund der Beschlüsse des 
Bundesrates vom 13. März 1913 und vom 
13. Januar 1916, in der Rentenversicherung 
der Arbeiter auf Grund des Beschlusses des 
Bundesrates vom 4. März 1915. Es handelt 
sich hierbei 

a) um Versicherungsfreiheit bei Gewährlei- 
stung der in § 1234 RVO oder § 11 AVG 
bezeichneten Anwartschaften, 

b) um Versicherungsfreiheit während der Be- 
rufsausbildung und 

c) um Versicherungsfreiheit bei Empfang 
von Ruhegeld, Wartegeld oder ähnlichen 
Bezügen auf Grund früherer Beschäfti- 
gung bei einem der Pensionskasse ange- 
sclilossenen Betriebe. 

Die Versicherungsfreiheit unter a) und b) 
wird für solche Beschäftigte aufgehoben, die 
nach dem 30. Juni 1948 erstmalig bei einem 
der Pensionskasse angeschlossenen Betriebe 
eingetreten und noch tätig sind. Die mit der 
Versichcrungsfreihelt in den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen zusammenhängende Ver- 
sieh erungsfreiheit in der Arbeitslosenver- 
sicherung und in der Krankenversicherung 
wird nicht wie bei den Rentenversicherungen 
rückwirkend, sondern erst mit dem Inkraft- 
treten des Gesetzes aufgehoben, da für eine 
rückwirkende Regelung kein Bedürfnis be- 
steht und die praktische Ausführung auch 
auf große Schwierigkeiten stoßen würde. 

Abs. 2 stellt klar, daß die Versicherungsfrei- 
heit solcher Mitglieder, die zwar erstmalig 
nach dem 30. Juni 1948 der Pensionskasse 
zugeführt, aber vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes vom Versiclierungsfall betroffen 
wurden, durch das Gesetz nicht berührt wird. 
Insoweit kommen also die Bundesratsbe- 
schlüsse weiterhin zur Anwendung. 

Nach Abs. 3 muß die Pensionskasse den Per- 
sonenkreis des Abs. 1 in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen nachversichern. Vor- 
aussetzung ist, daß die Personen während 
derselben Zeit versicherungspflichtig gewesen 
wären. Um die Pensionskasse nicht doppelt 
zu belasten, ist die Nachversicherungspflicht 
dann nicht gegeben, wenn die Pensionskasse 
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für das Mitglied bereits freiwillige Beiträge 
gezahlt hat. Hat das Mitglied trotz Versidie- 
rungsfreiheit freiwillige Beiträge zur gesetz- 
lichen Rentenversicherung geleistet, so soll 
es durch -die Rückwirkung des Gesetzes in 
Verbindung mit § 1270 RVO keinen Schaden 
erleiden. Die Anwendung des § 1270 RVO 
ist daher insoweit ausgeschlossen. Die frei- 
willigen Beiträge bleiben neben den nachzu- 
entrichtenden Pflichtbeiträgen wirksam. Im 
Wortlaut lehnt sich diese Vorschrift an 
§ 1242 a in der Fassung der Ersten Verord- 
nung zur Vereinfachung des Leistungs- und 
Beitragsrechts in der Sozialversicherung vom 
17. März 1945 an. Daß die nachentrichteten 
Beiträge als rechtzeitig entrichtete Pflichtbei- 
träge zu gelten haben, ist ebenfalls schon in 
§ 1242 a RVO ausgesprochen, wird aber, um 
eine Verweisung zu vermeiden, hier wieder- 
holt. Die Bewertung der durch die Pensions- 
kasse freiwillig gezahlten Beiträge als Pflicht- 
beiträge stützt sich auf die analoge Regelung 
in § 3 Abs. 2 der Verordnung über die Nach- 
entrichtung von Beiträgen für versicherungs- 
freie Personen vom 4. Oktober 1930. 

Abs. 4 erweitert den nach Abs. 1 zu behan- 
delnden Personenkreis um solche Mitglieder, 
die der Pensionskasse nach dem 30. Juni 1948 
erneut, also nicht erstmalig beigetreten, aber 
versicherungstechnisch wie erstmalig Beige- 
tretene zu werten sind. 

Zu § 4 

Nach dieser Vorschrift sind die nach dem In- 
krafttreten des Gesetzes bei einem der Pen- 


sionskasse angesdilossenen Betriebe eintre- 
tenden Personen in dem gleichen Maße so- 
zialversicherungspflichtig, wie es bei den Ar- 
beitern und Angestellten anderer Betriebe im 
allgemeinen der Fall ist. Für eine Beschrän- 
kung des Personenk reise s wie in § 3 Abs. 1 
auf solche Personen, die „erstmalig“ nadi dem 
Inkrafttreten des Gesetzes in einen der Pen- 
sionskasse angeschlossenen Betrieb elntreten, 
besteht kein Bedürfnis. Daher ist auch eine 
dem § 3 Abs. 4 entsprechende Regelung nicht 
erforderlich. 

Zu § 5 

Diese Vorschrift soll die materiell-rechtliche 
Übereinstimmung der Satzung, Insbesondere 
der Beitrags- und Leistungsbestimmungen 
der Pensionskasse, mit diesem Gesetz sicher- 
stellen. 

Zu § 6 

Satz 1 entspricht dem § 4 Abs. 2 Nr. 2 des 
Gesetzes über Errichtung und Aufgaben des 
Bundesrechnungshofes vom 27. November 
1950 (BGBl. S. 765). 

Als juristische Person des öffentlichen Rechts 
unterliegt die Pensionskasse der allgemeinen 
Staatsaufsiicht, die der Finanzminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen ausübt. In ihrer 
Eigenschaft als Versicherungsanstalt steht die 
Pensionskasse auch unter Versicherungsauf- 
sicht. Die Versicherungsaufsicht wird zur Zeit 
vom Minister für Wirtschaft und Verkehr 
des Landes Nordrhein- Westfalen ausgeübt. 


C, Statistischer Teil 

1. Beteiligte Bahnen und sonstige Verkehrsunternehmen 

64 Privatbahnen des allgemeinen Verkehrs 
64 Nebenbahnen mit kleinbahnähnlichem 
Charakter 
7 Straßenbahnen 
2 Industriebahnen 
1 Bergbahn 
1 Kraftverkehrsbetrieb 

139 angeschlossene Verwaltungen 
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2. Mitgliederbestand 



Altbestand 
(wird saniert) 

1. 7. 1948 

1953 

Neubestand 
(wird in Soz. 
Vers, überf.) 

1. 7. 1948 

1953 

Gesamt 

1953 

Aktive 

7 293 

5 291 



3 957 

9 248 

Ruhegeld- 

empfänger 

2 866 

3 588 



3 588 

Witwen 

2 334 

2 730 

— 

— 

2 730 

Waisen 

531 

425 

— 

— 

425 


13 024 

12 034 



3 957 

15 991 


3. Beiträge 

Beitragsanteile der Arbeitgeber =10 v,H. 

Beitragsanteileider Arbeitnehmer = 9 v.H, 

Gesamtbeitrag =19 v.H. des versicherten Einkommens 
Beitragseinnahmen im Geschäftsjahr 1953 

Altbestand Neubestand Gesamt 

4 422 250 DM 1 876100 DM 6 298 350 DM 

4. Leistungen 

Je nach Dauer der Mitgliedschaft 35/100 bis 75/100 des zuletzt 
versicherten Einkommens. 


5. Laufende Renten und sonstige Leistungen im Geschäftsjahr 1953 


Ruhegeld 

Witwengeld 

Waisengeld 

Altbestanid 

6 132 900 DM 

2 567 900 DM 

159 300 DM 

Neubestand 

Gesamt: 

8 860 100 DM 

— 

Sonstige 

Leistungen 

102 900 DM 

38 500 DM 

Insgesamt: 

8 963 000 DM 

38 500 DM 


Gesamt 

6 132 900 DM 
2 567 900 DM 
159 300 DM 

8 860 100 DM 

141 400 DM 

9 001 500 DM 


6. Zuweisungen aus öffentlichen Mitteln 

Die PK hat bis zum 30. Juni 1954 erhalten: 

1. an Zinsen auf Ausgleichsforderungen 

2. an Zinsen auf Reiitenausgleichsforderungen 

3. als Kassenhilfe von NRW und Berlin 

4. als Darlehn vom Bund 


5 081 000 DM 
8 119 000 DM 
4 020 000 DM 
12 500 000 DM 
29 720 000 DM 


7. Wahrscheinliche Entwicklung des Zuschußbedarfs der Kasse 


im Jahre 

Jährliche 

Rentenlast 

1958 

8,9 

Mio DM 

1963 

8,8 

Mio DM 

1968 

8,7 

Mio DM 

1973 

7,8 

Mio DM 

1978 

6,5 

Mio DM 


Jährliche Beitragseinnahmen 
3,9 Mio DM 
3,1 Mio DM 
2,3 Mio DM 
1,8 Mio DM 
1,5 Mio DM 


Auslauf der Rentenlast etwa im Jahre 1995. 


Zuschußbedarf 

5.0 Mio DM 
5,7 Mio DM 
5,4 Mio DM 

6.0 Mio DM 

5.0 Mio DM 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. In der Überschrift ist das Wort „Sozial- 
versicherung“ durch die Worte „Sozial- 
und Arbeitslosen Versicherung“ zu ersetzen. 

Begründung 

In § 3 Abs. 1 des Entwurfs wird auch die 
Arbeitslosenversicherung angesprochen. Da 
die Arbeitslosenversicherung nicht zur 
eigentlichen Sozialversicherung gehört, wird 
durch die vorgeschlagene Erweiterung der 
Überschrift der Inhalt des Gesetzes schär- 
fer Umrissen (vgl. Gesetz über den Ablauf 
der durch Kriegs vor Schriften gehemmten 
Fristen in der Sozial- und Arbeitslosenver- 
sicherung vom 13. November 1952 und 
Gesetz über die Erhöhung der Einkom- 
mensgrenzen in der Sozialversicherung und 
der Arbeitslosenversicherung und zur Än- 
derung der 12. Verordnung zum Aufbau 
der Sozialversicherung vom 13. August 
1952). 

2. Den einleitenden Worten ist folgenide Fas- 
sung zu geben: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlos- 
sen:“ 

Begründung 

§ 1 Abs. 6, § 2 Abs. 1 und § 5 des Ent- 
wurfs enthalten Vorschriften über dasVer 
waltungs verfahren im Sinne des Art. 84 
Abs. 1 GG. 

3. § 2 Abs. 2 ist folgende Fassung zu geben: 

„(2) Satzungsänderungen der Pensions- 
kasse, die nach dem 15. Juni 1954 beschlos- 
sen werden, sind, soweit sie die Leistungen 
oder Anwartschaften, die Beiträge oder 
sonstigen Einnahmen aus den vor dem 
1. Juli 1948 beeründeten Versicherungsver- 
hältnissen berühren, durch die zuständigen 
Landesbehörden im Benehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen zu genehmi- 
gen“. 

Begründung 

Die Pensionskasse unterliegt als juristische 
Person des öffentlichen Rechts der allge- 
meinen Staatsaufsicht bzw. der Versiche- 


rungsaufsicht des Landes Nordrhein-West- 
falen. Genehmigungen von Satzungsände- 
rungen sind ausschließlich Landessache. 
Wenn die Wirksamkeit von Satzungsän- 
derungen von der Zustimmung des Bun- 
idesmiini Sters der Finanzen abhängig ge- 
macht wird, würde es sich um einen ver- 
fassungsrechtlich unzurässigen Fall der sog. 
Mischverwaltung handeln. 

4. In § 3 Abs. 3 Satz 3 ist „§ 1432“ durch 
„§§ 1432 und 1433“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Ergänzung ist für die Invalidenver- 
sicherung erforderlich, da auch § 1433 RVO 
Vorschriften über den Beitragsabzug ent- 
hält. Für die Angestelltenversicherung ist 
eine Änderung nidit erforderlich, da § 183 
AVG den Inhalt der §§ 1432 und 1433 
RVO umfaßt. 

5. In § 3 Abs. 3 Satz 4 sind die Worte „nach 
dem Eintritt in die versicherungsfreie Be- 
schäftigung“ durch die Worte „vom Beginn 
der Versicherung bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Versicherungsfreiheit wird für die Per- 
sonen, die nach dem 30. Juni 1948 ein Ver- 
sicherungsverhältnis bei der Pensionskasse 
begründet haben, nach § 3 Abs, 1 rück- 
wirkend aufgehoben, so daß zur Bezeich- 
nung der von § 3 Abs. 3 Satz 4 zu er- 
fassenden Zeit, die mit der in § 3 Abs. 3 
Satz 1 genannten Zeit identisch ist, die 
gleidie Formulierung gebraucht werden 
sollte wie im § 3 Abs. 3 Satz 1. 

6. In § 3 Abs. 4 ist der erste Fialbsatz wie 
folgt ZU fassen: 

„Die Absätze 1 bis 3 finden auch auf Per- 
sonen Anwendung . . . .“. 

Außerdem ist folgender Satz 2 anzufügen: 
„Der Absatz 2 steht der Nachentrichtung 
von Beiträgen für diese Personen jedoch 
dann nicht entgegen, wenn die Nachver- 
sicherung gemäß § 1242 a der Reichsver- 
sicherungsordnung oder § 18 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes für die Zeit 
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vor dem 1. Juli 1948 durchgeführt ist oder 
noch durchgeführt werden kann/‘ 

Begründung 

Bei Beibehalten der Fassung des Entwurfs 
würde der Absatz 2 des § 3 auf die Perso- 
nen, die vor dem 1. Juli 1948 aus der Pen- 
sionskasse ausgeschieden und nach dem 
30. Juni 1948 erneut in die Pensionskasse 
eingetreten sind, ohne die Anwartschaft 
auf die Kassenleistungen auf Grund ihrer 
früheren Beschäftigung wiederhergestellt 
zu haben, nicht angewendet werden kön- 
nen. Die Rentenversidierungsträger wären 
daher unter Umständen zu Leistungen ver- 
pflichtet, obwohl der Versicherungsfall in 
der Zeit vom 1. Juli 1948 bis zum Inkraft- 
treten des Gesetzes eingetreten ist. Ledig- 
lich in den Fällen, in denen wegen des Aus- 
scheidens ohne Versorgung eine Nachver- 
sicherung gemäß § 1242 a RVO oder § 18 
AVG für die Zeit vor dem 1. Juli 1948 
bereits durchgeführt ist oder noch in Be- 
tracht kommt, ist es vertretbar und zur 
Vermeidung von Härten angebracht, daß 
trotz des bereits eingetretenen Versldie- 
rungsfalles die Rentenversicherungsträger 
Beiträge für die Zeit der Wiederbeschäfti- 
gung nach dem 30. Juni 1948 anzunehmen 
und bei der Rentenberechnung zu berück- 
sichtigen haben. 

Der Entwurf geht offenbar davon aus, daß 
für alle Personen, die vor dem 1. Juli 1948 
ohne Versorgnug aus der Pensionskasse 
ausgeschieden sind und bei ihrer Wieder- 
beschäftigung nach dem 30. Juni 1948 die 
Anwartschaft auf die Kassenleistungen 
nicht wiederhergestellt haben, die Nachver- 
sicherung gemäß § 1242 a RVO oder § 18 
AVG durchgeführt ist oder noch durch- 
geführt werden kann. In den Ländern der 
britischen Zone steht jedoch die Sozialver- 
sicherungsanordnung Nr. 14 der Nachver- 
sicherung in zahlreichen Fällen entgegen. 

7. Dem § 3 ist ein Absatz 5 mit folgendem 
Wortlaut anzufügen: 

„(5) Die Pensionskasse hat die nach den 
Absätzen 3 und 4 nachzuentrichtende-n Bei- 
träge binnen drei Monaten nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes an die zustän- 
digen Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sidierungen abzuführen. ‘‘ 

Begründung 

Die Durchführung der Nachversicherung 
gemäß § 1242 a RVO ist auch nach Ablauf 


der Fristen des § 1442 Abs. 1 und 2 RVO 
noch zulässig. Die Nachen tri chtung der Bei- 
träge gemäß § 3 Abs. 3 und 4 ist aber 
versicherungsrechtlich keine Nachversiche- 
rung gemäß § 1242 a RVO, so daß der 
Pensionskasse für die Nachbringung der 
Beiträge eine Frist gesetzt werden müßte, 
zumal die allgemeine Frist des § 1442 
Abs. 2 RVO für die Nachentrichtung 
von Pflichtbeiträgen für die Kalender- 
jahre 1948 und 1949 bereits verstrichen 
und für die Nachentrichtung von Pflicht- 
beiträgen für das Kalenderjahr 1950 bereits 
am 31. Dezember 1954 abläuft. Im Hin- 
blick darauf, daß die nach § 3 Abs. 3 und 4 
nachentrichteten Beiträge als rechtzeitig 
entrichtete Pflichtbeiträge gelten, also der 
Rentenversicherungsträger audi bei einem 
Versicherungsfall, der in der Zeit vom In- 
krafttreten des Gesetzes bis zur Nachbrin- 
gung der Beiträge eintritt, die Rente ge- 
währen muß, sollten die Beiträge so sdinell 
wie möglich an die Rentenversicherungs- 
träger abgeführt werden. Bei Annahme der 
vorgeschlagenen Fassung des § 3 Abs. 5 
würde der Pensionskasse die angemessene 
Frist von mehr als vier Monaten für die 
Überleitung der Beiträge zur Verfügung 
stehen, weil das Gesetz nadi § 8 am ersten 
Tage des auf seine Verkündung folgenden 
zweiten Monats in Kraft tritt. 

8. § 6 ist ersatzlos zu streichen. 
Begründung 

Die Pensionskasse dem Prüfungsrecht des 
Bundesrechnungshofes zu unterstellen, 
würde ebenfalls einen Fall der unzulässigen 
„Mischverwaltung“ schaffen. Der Satz 1 
müßte deshalb entfallen. Da Satz 2 nur eine 
Klarstellung im Hinblick auf Satz 1 ent- 
hält, ist auch dieser nach Streichung von 
Satz 1 gegenstandslos. 

9. Dem § 7 ist folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Bei der Anwendung des Gesetzes in 
Berlin treten an Stelle der in § 1 Abs. 3 
und 5 bezei ebneten umstellungsrechtlichen 
Vorschriften die entsprechenden im Lande 
Berlin gültigen Bestimmungen.“ 

Begründung 

Die in § 1 Abs. 3 und 5 bezeichneten 
Vorschriften des Umstellungsrechts gelten 
nicht in Berlin. Die materiell entsprechen- 
den, in Berlin gültigen Bestimmungen tra- 
gen andere Bezeichnungen. Ein entspre- 
chender Hinweis ist deshalb erforderlich. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Nr. 1 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu Nr. 2 

Nach Ansicht der Bundesregierung bedarf 
der Gesetzentwurf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates gemäß Art. 84 Abs. 1 GG. 

Weder die vom Bundesrat angeführten Be- 
stimmungen der §§ 1 Abs. 6, 2 Abs. 1 und 5 
des Gesetzentwurfs noch sonstige Vorschrif“ 
ten des Gesetzentwurfs regeln das Verwal- 
tungsverfahren der Versicherungsaufsichtsbe- 
hörde oder das der Pensionskasse. 

Zu Nr. 3 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung 
des § 2 Abs. 2 kann nicht zugestimmt 
werden. 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Regelung enthält keine verfassungsrechtlich 
unzulässige Verquickung von Bundes- und 
Landeszuständigkeiten. Auf das Erfordernis 
der Zustimmung des Bundesministers der Fi- 
nanzen zu den in § 2 Abs. 2 des Gesetzent- 
wurfs bezelchneten Satzungsänderungen der 
Pensionskasse kann nicht verzichtet werden. 
Einer Gebietskörperschaft, die für einen be- 
stimmten Zweck Haushaltsmittel zur Ver- 
fügung stellt, steht auch das Recht zur Kon- 
trolle der Verwendung dieser Mittel zu. Dem 
entspricht es, wenn der Bund das Recht auf 
Zustimmung zu solchen Entscheidungen der 
Pensionskasse in Anspruch nimmt, durch 
welche die dem Bund nach § 1 obliegenden 
finanziellen Verpflichtungen berührt werden 
können. Die Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen zu den Satzungsänderun- 
gen gemäß § 2 Abs. 2 des Gesetzentwurfs be- 
deutet keinen Eingriff in den verwaltungs- 


mäßigen Vollzug des Gesetzes durch die Pen- 
sionskasse und die zuständige Aufsichtsbe- 
hörde gemäß Art. 84 GG. Sie ist vielmehr 
eine aus haushaltswirtschaftlichen Gründen 
gebotene Maßnahme, ohne die der Bundes- 
minister der Finanzen die ihm nach Art. 65 
Satz 2 in Verbindung mit Art. HO GG ob- 
liegende parlamentarische Verantwortung 
für die Hingabe von Bundesmitteln an eine 
Stelle außerhalb der Bundesverwaltung nicht 
übernehmen kann. 

Zu Nr. 4, 5 und 6 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu Nr. 7 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß an die Stelle der vom Bundes- 
rat vorgeschlagenen Frist von drei Monaten 
eine solche von neun Monaten tritt. 

Die Nachversicherung des gesamten Neube- 
standes der Pensionskasse erfordert so um- 
fangreiche Erhebungen, daß die Frist von 
drei Monaten zu kurz bemessen ist. 

Zu Nr. 8 

An § 6 der Regierungsvorlage wird festge- 
halten. 

Aus den Gründen der Stellungnahme zu 
Nr. 3 der Änderungsvorschläge kann nicht 
darauf verzichtet werden, daß dem Bundes- 
rechnungshof für die Dauer der Gewährung 
von Bundesizuschüssen ein Prüfungsrecht zu- 
steht. 

Zu Nr. 9 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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